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nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
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Anlage 2 Stellung genornrrien. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates Ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Sicherstellung der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Erfüllung völkerrechtlicher 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land sicherzustellen, kann die Bundesregie- 
rung oder der Bundesminister für Wirtschaft 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen über 
die Herstellung, die Verarbeitung, die Lage- 
rung, die Lieferung, den Bezug, den Tran- 
sitverkehr und die Auskunftspflicht für 
Waren der gewerblichen Wirtscliaft sowie 
über die zur Errichtung von Bauwerken und 
zur Vornahme von Instandsetzungsarbeitcn 
aller Art durch Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft erforderlichen Werkleistungen. 

(2) Rechtsvorschriften nach Absatz 1 dür- 
fen nicht erlassen werden, wenn die Erfül- 
lung der völkerrechtlichen Verpflichtungen 
der Bundesrepublik Deutschland durch andere 
Maßnahmen im Rahmen der Wettbewerbs- 
wirtschaft sichergestcllt werden kann. 

(3) Wenn die in Absatz 1 genannten Vor- 
aussetzungen entfallen, sind die erlassenen 
Rechtsvorschriften aufzuheben. 

(4) Durchführungsverordnungen, zu deren 
Erlaß der Bundesminister für Wirtschaft 
durch die auf Grund von Absatz 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen ermächtigt wird, bedür- 
fen nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

(5) Auf Grund von Absatz 1 erlassene 
Rechtsverordnungen sind zu befristen. 


§ 2 

Die nach § 1 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen können vorsehen, daß der Bundes- 
minister für Wirtsdiaft zu Ihrer Ausführung 
Verfügungen erläßt, soweit sich die Aus- 
wirkungen der zu regelnden Angelegenheit 
auf mehr als ein Land erstrecken, der Erlaß 
der Verfügungen im Interesse der Gesamt- 
wirtschaft erforderlich ist und der Zweck 
nicht durch eine nach § 4 zulässige Elnzel- 
welsung erreicht werden kann. 

§ 3 

(1) Die Bundesregierung hat vor dem Erlaß 
von Reclitsverordnungen Fachausschüsse gut- 
achtlich zu hören, die von Fall zu Fall bei 
dem Bundesminister für Wirtschaft aus Ver- 
tretern der Länder, der Unternehmer und 
der Arbeitnehmer zu bilden sind; Vertretung 
der Länder im Fachausschuß ist der beim 
Bundesminister für Wirtschaft bestehende 
fachliche Länderaussdiuß. 

(2) Die Reclitsverordnungen sind gleich- 
zeitig mit der Zuleitung an den Bundesrat 
dem Bundestag bekanntzugeben. 

§4 

Die Bundesregierung kann in den Fällen 
des § 1 Abs. 1 im Benehmen mit den beteilig- 
ten Ländern Einzelweisungen erteilen, wenn 
die zu regelnde Angelegenheit nach Art und 
Umfang über den Bereich eines Landes hin- 
aus von Bedeutung ist. 
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§ 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig den auf 
Grund von § 1 Abs. 1 erlassenen Vorschriften 
oder einer schriftlichen Verfügung, die auf 
einer solchen Vorschrift beruht, zuwiderhan- 
delt, begeht, sofern die Vorschrift oder Ver- 
fügung ausdrücklich auf die Straf- und Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes verweist, 
eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zweiten 
Abschnittes des Ersten Buches (§§ 6 bis 22) 
des Wirtschaftsstrafgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 189) und des Gesetzes 
zur Verlängerung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 17. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 805); auch die Verweisungsvorschriften 
der §§ 39 und 58 des Wircschaftsstrafgesetzes 
finden Anwendung. 

(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
in den Fällen des Absatzes 1 der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft oder die von ihm be- 
stimmte Behörde. Er nimmt in diesen Fällen 
auch die Befugnis der obersten Verwaltungs- 


behörde (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten) wahr. 

§6 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, 
die auf Grund von § 1 dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Lande Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

(2) Wenn die Voraussetzungen von Ab- 
satz 1 erfüllt sind, können Verfügungen auch 
gegenüber Unternehmen mit Sitz in Berlin 
von dem Bundesminister für Wirtschaft oder 
der Bundesstelle für den Warenverkehr der 
gevzerblichen Wirtschaft erlassen w^erden, so- 
v/cit sie auf Grund der In Absatz 1 genann- 
ten Rechtsvorschriften zum Erlaß von Ver- 
fügungen zuständig sind. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


L 

Das Gesetz für Sicherungsmaßnahmen auf 
einzelnen Gebieten der gewerblichen Wirt- 
schaft (Wirtschaftssicherungsgesetz) in der 
Fassung der Verlängerungs- und Änderungs- 
gesetze vom 5. Mai 1951 (BGBl. I S. 298), 
vom 25. Juni 1952 (BGBl. I S. 37), vom 
25. März 1953 (BGBl. I S. 69) und vom 
28. Mai 1953 (BGBl. I S. 265) ermächtigte 
die Bundesregierung, bei Vorliegen bestimm- 
ter Voraussetzungen Lenkungsvorschriften 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 
zu erlassen. Die Ermächtigungen bezogen sich 
auf zwei Fälle: 

1. eine zeitbedingte Ermächtigung, Rechts- 
vorschriften zur Beseitigung vorüber- 
gehender binnenwirtschaftlicher Mangel- 
erscheinungen zu erlassen einschließlich 
von Maßnahmen zur Sicherung der ent- 
sprechenden Ein- und Ausfuhr (§ 1 Abs, 1 
Nr. 1 des Wirtschaftssicherungsgesetzes in 
der Fassung vom 28. Mai 1953 — BGBl. I 
S. 265 — ) sowie entsprechender statistischer 
Erfassungsvorschriften (§ 2 a. a. O.), 

2. eine Ermächtigung, Rechtsvorschriften 
auf dem Gebiete der gewerblichen Wirt- 
schaft zur Erfüllung völkerrechtlicher Ver- 
pflichtungen des Bundes zu erlassen (§ 1 
Abs. 1 Nr. 2 a. a. O.). 

Die Entwicklung der Wirtschaftslage läßt es, 
auch wenn die besondere Empfindlidikeit der 
Wirtschaft im Bundesgebiet gegenüber Schwan- 
kungen auf dem Weltmarkt in Rechnung ge- 
stellt wird, doch im gegebenen Zeitpunkt als 
tragbar erscheinen, auf die unter 1 aufgeführ- 
ten Ermächtigungen zu verzichten. Sie sollen 
mit dem 30. September 1954 auslaufen. 

Wie sidi schon aus der Überschrift ergibt, be- 
schränkt sich dementsprechend der vorlie- 
gende Gesetzentwurf auf ein Teilgebiet des 
früheren Wirtsdiaftssiclierungsgesetzes, näm- 
lich auf die Erneuerung der Ermäditigung, 
Rechtsvorschriften zur Sicherstellung der Er- 
füllung völkerrechtlicher Verpfliditungen des 
Bundes auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft zu erlassen. 


Die Aufrechterhaltung dieser Bestimmung ist 
einmal bedingt durch bestehende völkerrecht- 
liche Verpflichtungen des Bundes. Sie liegt 
andererseits im Hinblick auf die Bestimmun- 
gen des den gesetzgebenden Körperschaften 
nod" vorzulegenden Entwurfs eines Bundes- 
leistungsgesetzes insbesondere auch im Inter- 
esse der gewerblichen Wirtschaft selbst. Nur 
mit Rücksidat auf § 1 Abs. 1 Nr. 2 des Wirt- 
schaftssicherungsgesetzes, dem die Vorschrift 
des § 1 Abs. 1 des vorliegenden Gesetzent- 
wurfs entspricht, ist in dem Entwurf des 
Bundesleistungsgesetzes davon abgesehen wor- 
den, auch die Anforderung von Werkleistun- 
gen gewerblidier Betriebe anzuordnen. Hier- 
zu war bereits in der Begründung des letzten 
Verlängerungs- und Änderungsgesetzes zum 
Wirtschaftssidierungsgesetz (Bundestagsdruck- 
sache Nr. 4072 der 1. Wahlperiode) folgen- 
des ausgeführt worden: 

„Den Vorschriften eines .... Bundes- 
leistungsgesetzes sollen jedoch die gewerb- 
lldien Betriebe insoweit nicht unterstellt 
werden, als es sich um die Herstellung, 
Verarbeitung, Lagerung, Lieferung und 
den Bezug von Waren der gewerblichen 
Wirtschaft sowie um die Erbringung von 
bestimmten Werkleistungen handelt. Die 
gesonderte Behandlung dieser Materie ist 
desv/egen notwendig, weil im Zusammen- 
hang mit dem Vertragswerk zu erbrin- 
gende Leistungen der gewerblichen Wirt- 
schaft grundsätzlich Im Rahmen der 
Wettbewerbswirtschaft erbracht werden 
sollen und weil, wenn in Ausnahmefällen 
behördliche Maßnahmen erforderlich wer- 
den sollten, die Leistungen nur von wirt- 
schaftsnahen Behörden angefordert wer- 
den dürfen, die in der Lage sind, die 
Maßnahmen ohne Gefährdung der Wirt- 
schaft durchzuführen.“ 

Diese wirtschaftlich notwendige Herausnahme 
der gewerblichen Wirtschaft aus den Vor- 
schriften des Bundesleistungsgesetzes Ist durdi 
das Weiterbestehen der Vorschrift des § 1 des 
vorliegenden Gesetzentwurfs über den Er- 
laß von Rechtsvorschriften zur Erfüllung 
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völkerrechtlicher Verpflichtungen des Bundes 
bedingt. Da diese Ermächtigung nicht zeitbe- 
dingt ist und in Beziehung zu dem gleichfalls 
nicht befristeten Bundesleistungsgesetz steht, 
enthält der vorliegende Gesetzentwurf als 
soldier — im Gegensatz zu dem Wirtschafts- 
sicherungsgesetz — keine Befristung mehr. 
Dagegen Ist das Erfordernis der Befristung 
für die zur Erfüllung einzelner völkerrecht- 
licher Verpflichtungen auf Grund des Ge- 
setzes zu erlassenden Rechtsverordnungen, 
deren notwendige Dauer übersehbar ist, In 
§ 1 Abs. 5 des vorliegenden Gesetzentwurfs 
aufrechterhalten worden. 

11 . 

Im einzelnen wird zu den Vorschriften des 
Gesetzentwurfs folgendes bemerkt: 

Zu § 1 

Absatz 1 entspricht dem § 1 Abs. 1 Nr. 2 des 
Wirtschaftssicherungsgesetzes (Fassung vom 
28. Mai 1953 — BGBl. I S. 265 — ). Im übrigen 
ergeben sich aus dem Wegfall der bisher 
wescntlidisten Ermächtigung des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 des Wirtschaftssicherungsgesetzes auch 
weitere Vereinfachungen und Streichungen. 

Dagegen sind alle bereits im Wirtschaftssiche- 
rungsgesetz enthaltenen Garantien für eine 
möglichst eingesdiränkte Anwendung der 
Ermächtigung aufrechterhalten. Hervorzu- 
heben ist hier die Verankerung des Vorran- 
ges der sozialen Marktwirtschaft in Absatz 2 
und die Pflicht zur Befristung der zu erlassen- 
den Reditsverordnungen nach Absatz 5 sowie 
darüber hinaus zu ihrer alsbaldigen Auf- 
hebung nach Wegfall der Voraussetzungen 
für ihren Erlaß gemäß Absatz 3. 


Absatz 5 (Erfordernis der Befristung) ist aus 
§ 5 des Wirtschaftssicherungsgesetzes über- 
nommen; die Vorschrift gehört inhaltlich ln 
§ 1, der den Inhalt der zu erlassenden Rechts- 
verordnung regelt. Der Absatz 5 des bisheri- 
gen Wirtschaftssicherungsgesetzes ist gegen- 
standslos geworden. 

Zu §§ 2 bis 4 

Die Bestimmungen sind aus dem Wirtschafts- 
sicherungsgesetz (§§ 3 bis 5) entnommen; 
§§ 2 und 4 sind ohne sachliche Änderung in 
der Fassung etwas vereinfacht. 

Zu§ 5 

Die Ahndungsvorschrift des § 5 entspricht 
dem § 7 des Wirtschaftssicherungsgesetzes; 
die Vereinfachung ergibt sich aus der erheb- 
lichen Besdiränkung der Ermächtigungen in 
§ 1. Wie bisher sind die Verstöße entweder 
im Bußgeldverfahren oder Im Strafverfahren 
entsprediend der Abgrenzungsvorschrift des 
§ 6 des Wirtschaftsstrafgesetzes zu ahnden. 
Die Ahndungsvorschrift des bisherigen § 8, 
die sich nur auf den § 2 des Wirtschaftssiche- 
rungsgesetzes (statistische Meldevorschriften) 
bezog, Ist mit dieser Vorschrift weggefallen. 

Zu § 6 

§ 6 entspricht dem § 9 des Wlrtschaftssichc- 
rungsgesetzes, der die Geltung des Gesetzes 
in Berlin nach Maßgabe des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vorsah. Eine Erstreckung der 
auf Grund des Gesetzes erlassenen Rechtsvor- 
schriften auf Berlin wird allerdings nur Inso- 
weit möglich sein, als das Gebiet von Berlin 
in völkerrechtliche Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik einbezogen worden ist. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 16. Juli 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 25. Juni 1954 — 6 — 60 100 — 
970/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
126. Sitzung am 16. Juli 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Sicherstellung 
der Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß der Gesetzentwurf gemäß 
Artikel 84 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 

Ferner hat der Bundesrat folgende Entschließung gefaßt: 

Die Bundesregierung wird um Prüfung ersucht, ob der Gesetz- 
entwurf durch Vorschriften zur Sicherstellung des Rohstoff- 
bedarfs der Edelmetallindustrie ergänzt werden kann. 

Begründung 

Die Verordnung Edelmetalle 1/51 tritt am 30. September 1954 außer 
Kraft. Dies hat zur Folge, daß der gewerbliche Verkehr mit Edel- 
metallen ab 1. Oktober 1954 ausschließlich den devisenrechtlichen 
Bestimmungen des Militärregierungsgesetzes Nr. 53 unterliegt. Im 
Interesse der Edelmetallwirtschaft liegt es aber, daß die notwendigen 
Maßnahmen der Rohstoffversorgung nicht nach devisenrechtlichen, 
sondern vorwiegend nach wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten er- 
folgen. Die Lenkung der Edelmetallversorgung durch die Wirt- 
schaftsverwaltung ist den Belangen dieses Wirtschaftszweiges bisher 
gerecht geworden. 


Dr. h, c. Zinn 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1 . §1 

In Abs. 2 wird das Wort „dürfen“ durch 
das Wort „sollen“ ersetzt. 


Begründung 

Die vorgeschlagenc Änderung soll — den 
Absichten des Gesetzes entsprechend — 
lediglich sicherstellen, daß die Gerichte 
nicht nachprüfen können, ob die in § 1 
Abs. 2 genannten Voraussetzungen zum 
Erlaß einer Reditsverordnung gegeben 
sind. 

2. § 2 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

„Die nach § 1 Abs. 1 zu erlassenden 

Reditsverordnungen . . . 

Begründung 

Die Einfügung dient der Klarstellung, daß 
sich § 2 nur auf die Rechtsverordnungen 
nach § 1 Abs. 1 bezieht, nicht aber auf die 
Durchführungsverordnungen nach § 1 

Abs. 4. 

3. §5 

a) Abs. 1 ist dem Wirtschaftsstrafgesetz 
1954 anzupassen. Die jetzige Fassung 
Ist überholt. 

b) Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Die Voraussetzungen für überregionale 
Verwaltungsakte von Bundesstellen sind 
nicht in allen von § 5 erfaßten Fällen ge- 
geben. 

Falls für die Sonderfälle des § 2 ein Be- 
dürfnis für eine Zuständigkeit des Bundes 
im Bereich des Verfahrens zur Ahndung 


von Ordnungswidrigkeiten anzuerkennen 
sein sollte, müßten diese Fälle besonders 
geregelt werden. 

4. § 6 erhält folgende Fassung: 

4 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten uberleituiigsge- 
setzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund von § 1 dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes, soweit in diesen Rechtsverord- 
nungen die Geltung in Berlin nicht aus- 
drücklich ausgeschlossen wird.“ 

Begründung 

Wie bereits in der Begründung zu § 6 des 
Gesetzentwurfs angedeutet, kann die 
Nichteinbeziehung Berlins in internatio- 
nale Verträge der Bundesrepublik dazu 
führen, daß nicht alle auf Grund des 
vorliegenden Gesetzentwurfs erlassenen 
Rechtsverordnungen auf Berlin erstreckt 
werden können. Nach der augenblick- 
lichen Fassung des Gesetzentwurfs würden 
aber alle Rechtsverordnungen auf Grund 
dieses Gesetzes automatisch In Berlin gel- 
ten. Die Nichtgeltung von Rechtsverord- 
nungen In Berlin kann audi nicht durch 
eine negative Berlin-Klausel in den Rechts- 
verordnungen erreicht werden, sondern es 
bedarf hierzu einer Regelung im Gesetz 
selbst. Deshalb ist der neue Halbsatz des 
Satzes 2 erforderlich. § 6 Abs. 2 kann 
gestrichen werden, weil er Selbstverständ- 
lichkeiten enthält. Wird das Gesetz von 
Berlin durch Mantelgesetz übernommen, 
so gelten nicht nur die Rechtsverordnun- 
gen nach Maßgabe dieses Gesetzes (§ 6 
Satz 2) In Berlin, sondern auch Verfügun- 
gen des Bundesministers für Wirtschaft 
gemäß § 2 des Gesetzes. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu der 
Entschließung und den Änderungsvorschlägen 

des Bunde srates 


1. Zu der Entschließung des Bundesrates, in 
der um Prüfung der Möglidikeiten er- 
sucht wird, den Gesetzentwurf durch 
Vorsdiriften zur Sidierstellung des Roh- 
stoffbedarfs der Edelmetallindustrie zu 
ergänzen, wird wie folgt Stellung ge- 
nommen; 

Edelmetalle in handelsüblicher Form sind 
nach den geltenden devisenrechtlichen 
Vorsdiriften (z. Z. Gesetz Nr. 53 — Neu- 
fassung — der US- und britischen Militär- 
regierung über Devisenbewirtschaftung 
und Kontrolle des Güterverkehrs) De- 
visen. Sie unterliegen also den devisen- 
rechtlichen Kontrollvorschriften. Die 
Frage, ob es außerdem bei der gegebenen 
Wirtschaftslage nodi zusätzlidier binnen- 
wirtsdiaftlidier Lenkungsvorschriften zur 
Sicherstellung des Rohstoffbedarfs der 
Edelmetallindustrie bedarf, ist noch Ge- 
genstand eingehender Untersuchungen. 

Auch wenn diese Untersudiungen zu 
einer Bejahung der Frage führen sollten, 
kommt eine Ergänzung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs nicht in Frage. In diesem 
Gesetzentwurf soll allein das Gebiet der 
Erfüllung völkerrechtlicher Verpfliditun- 
gen für die gewerbliche Wirtschaft ab- 
schließend geregelt werden. Sollte sich da- 
neben die Notwendigkeit besonderer ge- 
setzlicher Ermächtigungen zur Sicherstel- 
lung des Rohstoffbedarfs der Edelmetall- 
industrie ergeben, so würde diese Rege- 
lung Gegenstand eines besonderen Ge- 
setzes sein müssen. 

2. Zu den Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates wird wie folgt Stellung genom- 
men: 

a) Vorschlag auf Ersetzung des Wortes 
„dürfen“ durch „sollen“ in § 1 Abs. 2 
des Gesetzentwurfs. 


§ 1 Abs. 2 beinhaltet eine Weisung für 
die Bundesregierung und den Bundes- 
minister für Wirtschaft bei der Prü- 
fung der Bedürfnisfrage vor Erlaß 
einer Rechtsverordnung nach § 1 

Abs. 1. Derartige Rechts Verordnungen 
sind entsprechend dem in Abs. 2 
statuierten Prinzip des Vorrangs der 
Wettbewerbswirtschaft nur zu erlas- 
sen, wenn ein dringendes Bedürfnis zu 
dessen Durchbrechung besteht, d. h., 
wenn der erstrebte Zweck nicht mit 
marktkonformen Maßnahmen erreicht 
werden kann. Der Änderungsvorschlag 
des Bundesrates bezweckt klarzustel- 
len, daß die Prüfung dieser Bedürfnis- 
frage durch die Bundesregierung der 
richterlichen Nachprüfung nicht unter- 
liegt. Da die gewünschte Bindung an 
die Prinzipien der Wettbewerbswirt- 
schaft für die Bundesregierung auch 
durch eine Soll-Vorschrift hergestellt 
wird und die Fassungsänderung in- 
folgedessen keine Beeinträchtigung des 
Vorrangs der Marktwirtschaft bedeu- 
tet, kann dem Vorschlag des Bundes- 
rates zugestimmt werden. 

b) Vorschlag zur Änderung des § 2 

Nach § 2 können in die auf Grund 
von § 1 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen Vorschriften über die Zulässig- 
keit des Erlasses überregionaler Ver- 
waltungsakte durch den Bundesmini- 
ster für Wirtschaft aufgenommen wer- 
den. Schon bisher wurde davon ausge- 
gangen, daß in § 2 nur die nach § 1 
Abs. 1 zu erlassenden Rechtsverord- 
nungen, nicht aber Durchführungsver- 
ordnungen (§ 1 Abs. 4) gemeint sind. 
Dem Änderungsvorschlag des Bundes- 
rates, der nur der Klarstellung dient, 
wird daher zugestimmt. 
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c) Änderungsvorschlag zu § 5 (Strafvor- 
schrift) 

Die Strafvorschrift des § 5 Abs. 1 des 
Entwurfs ist überholt durch die wäh- 
rend der Behandlung des Entwurfs 
im Kabinett und Im Bundesrat in 
Kraft getretene Änderung des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes. Die Entwurffas- 
sung muß daher entsprechend den 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
geändert und durch die im Folgenden 
genannte Fassung ersetzt werden, 
v/obei zugleich durch eine besondere 
Vorschrift (§ 5 a) das Wirtschaftsstraf- 
gesetz entsprechend geändert werden 
muß: 

4 5 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrläs- 
sig gegen eine auf Grund des § 1 
erlassene Rechtsvorschrift oder gegen 
eine auf einer solchen Vorschrift 
beruhende schriftliche Verfügung 
verstößt, begeht eine Zuwiderhand- 
lung im Sinne des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes 1954. 

(2) Eine Zuwiderhandlung nach 
Absatz 1 Hegt nur vor, wenn die 
Reclitsvorschrift oder die schrift- 
liche Verfügung ausdrücklich auf 
diese Strafvorschrift verweist. 

(3) Für Zuwiderhandlungen gegen 
schriftliche Verfügungen nach Ab- 
satz 1, die von Bundesbehörden er- 
lassen v/orden sind, ist Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten 
der Bundesminister für Wirtschaft 
oder die von ihm bestimmte Be- 
hörde. Die Befugnisse der obersten 
Verwaltungsbehörde (§ 66 Abs. 2 
des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten) werden insoweit von dem 
Bundesminister für Wirtschaft 
wahrgenommen. 

§ 5a 

§ 1 Nr. 7 des Gesetzes zur weite- 
ren Vereinfachung des Wirtschafts- 
strafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 
1954) vom 9. Juli 1954 (Bundes- 


gesetzbl. I S. 175) erhält folgende 
Fassung: 

,§ 5 des Gesetzes über die Sicher- 
stellung der Erfüllung völker- 
rechtlicher Verpflichtungen auf 
dem Gebiet der gewerblichen 

Wirtschaft vom 1954 (Bun- 

desgesetzbl. IS ).' “ 

Zu § 5 Abs. 3 wird bemerkt, daß eine 
Bestimmung der zuständigen Verwal- 
tungsbehörde Im Sinne des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten durch den 
Bundesminister für Wirtschaft nur in 
Frage kommt, soweit ein Verstoß 
gegen eine von einer Bundesbehörde 
erlassene Verfügung geahndet werden 

5Uii. 

d) Änderungsvorschlag zu § 6 

Die Entwurffassung des § 6 (Berlin- 
Klausel) entspricht der Fassung des § 9 
des Wirtschaftssichcrungsgesetzes (Fas- 
sung vom 28. Mai 1953 — BGBl. I 
S. 265 — ). Diese ging in Absatz 1 davon 
aus, daß die Geltung der auf Grund 
des Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen im Lande Berlin ausgeschlos- 
sen werden können, auch wenn im Ge- 
setz niclits besonderes darüber be- 
stimmt ist. Das Verlangen des Bundes- 
rates, hierüber Im Gesetz eine aus- 
drückliclie Bestimmung zu treffen, 
dient der Klarstellung. 

Im zweiten Absatz war ausdrücklich 
das Verfügungsrecht der Bundesbehör- 
den auf Grund der erlassenen Rechts- 
verordnungen audi im Lande Berlin 
statuiert. Da das Recht der zustän- 
digen Bundesbehörden zum Erlaß von 
Verfügungen auf Grund der auf das 
Land Berlin erstreckten Rechtsvor- 
schriften jetzt nach den Bestimmungen 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BGBl. I S. 1) allge- 
mein anerkannt ist, kann die Sonder- 
bestimmung des bisherigen Absatzes 2 
als überflüssig entfallen, zumal in allen 
neueren Gesetzen eine derartige Son- 
dervorsclirlft fehlt. 

Dem Anträge des Bundesrates auf 
Neufassung des § 6 wird daher ent- 
sprochen. 
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